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RESOLUTION 67/166

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/457/Add.2 und Corr.1, Ziff. 137)360.

67/166. Menschenrechte in der Rechtspflege

Die Generalversammlung,

eingedenk der in den Artikeln 3, 5, 8, 9 und 10 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte361 ver-
ankerten Grundsätze und der einschlägigen Bestimmungen des Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte und der dazugehörigen Fakultativprotokolle362, insbesondere der Artikel 6, 7, 9 und 10 des
Paktes, des Übereinkommens über die Rechte des Kindes363, insbesondere der Artikel 37, 39 und 40, und des
Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte364 sowie aller anderen einschlägi-
gen internationalen Verträge,

unter Hinweis auf die zahlreichen internationalen Normen im Bereich der Rechtspflege,

unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalversammlung, des Menschenrechtsrats, der Menschen-
rechtskommission und des Wirtschafts- und Sozialrats, die für das Thema der Menschenrechte in der Rechts-
pflege relevant sind, einschließlich der Resolutionen der Generalversammlung 62/158 vom 18. Dezember
2007 und 65/213 vom 21. Dezember 2010 und der Resolutionen des Menschenrechtsrats 10/2 vom 25. März
2009365 und 18/12 vom 29. September 2011366,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 67/1 der Generalversammlung vom 24. September 2012 mit
dem Titel „Erklärung der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über Rechtsstaatlichkeit auf na-
tionaler und internationaler Ebene“,

unter Begrüßung des Inkrafttretens des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen367 und allen Staaten, die dies noch nicht getan haben, nahelegend, zu erwägen,
das Übereinkommen zu unterzeichnen, zu ratifizieren oder ihm beizutreten,

sowie unter Begrüßung der Grundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung weiblicher Gefan-
gener und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche Straffällige (Bangkok-Regeln)368,

ferner unter Begrüßung der Grundsätze und Leitlinien der Vereinten Nationen für den Zugang zu recht-
licher Unterstützung in Strafjustizsystemen369,

360 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien,
Armenien, Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Däne-
mark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Indien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Kroatien,
Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Thailand, Tschechische Republik,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 
361 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 
362 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage, und United Nations, Treaty Series, Vol. 1642, Nr. 14688. Amtliche deutschsprachi-
ge Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1992 II
S. 1247; LGBl. 1999 Nr. 59; öBGBl. Nr. 105/1988 ([erstes] Fakultativprotokoll); dBGBl. 1992 II S. 390; LGBl. 1999 Nr. 60;
öBGBl. Nr. 333/1993; AS 1994 2202 (Zweites Fakultativprotokoll).
363 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121;
LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
364 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725. 
365 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-fourth Session, Supplement No. 53 (A/64/53), Kap. II, Abschn. A. 
366 Ebd., Sixty-sixth Session, Supplement No. 53A und Korrigendum (A/66/53/Add.1 und Corr.1), Kap. II.
367 Resolution 61/177, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2009 II S. 932; öBGBl. III Nr. 104/2012. 
368 Resolution 65/229, Anlage. 
369 Resolution 67/187, Anlage.
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Kenntnis nehmend von den Allgemeinen Bemerkungen Nr. 21 über die humane Behandlung von Perso-
nen, denen die Freiheit entzogen ist370, und Nr. 32 betreffend das Recht auf Gleichheit vor Gericht und auf ein
faires Verfahren371, die der Menschenrechtsausschuss verabschiedet hat, und von den Allgemeinen Bemer-
kungen Nr. 10 über die Rechte von Kindern in der Jugendgerichtsbarkeit372 und Nr. 13 über das Recht des Kin-
des auf Freiheit von allen Formen der Gewalt373, die der Ausschuss für die Rechte des Kindes verabschiedet hat,

mit Dank Kenntnis nehmend von der wichtigen Arbeit, die das Büro der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung, das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte, das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen,
die Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze und die Einheit der Vereinten Nationen für
Gleichstellung und Ermächtigung der Frauen (UN-Frauen) auf dem Gebiet der Rechtspflege leisten, sowie
von der Arbeit der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs über Gewalt gegen Kinder und der Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Arbeit der Interinstitutionellen Gruppe für Jugendstraf-
rechtspflege und ihrer Mitglieder, insbesondere ihrer Koordinierungsarbeit bei der Bereitstellung fachlicher
Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der Jugendstrafrechtspflege, sowie von der aktiven Mitwirkung
der Zivilgesellschaft an ihren jeweiligen Aktivitäten,

in der Überzeugung, dass die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Rechtsprechung und die Integri-
tät des Justizsystems sowie unabhängige Rechtsberufe unabdingbare Voraussetzungen für den Schutz der
Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, gute Regierungsführung und Demokratie und für die Gewährleistung
einer Rechtspflege ohne jede Diskriminierung sind und daher unter allen Umständen geachtet werden sollen,

unter Hinweis darauf, dass jeder Staat einen wirksamen Rahmen von Rechtsbehelfen bereitstellen soll,
damit bei Menschenrechtsbeschwerden oder im Fall von Menschenrechtsverletzungen Abhilfe geschaffen
werden kann,

betonend, dass das Recht auf Zugang zur Justiz für alle eine wichtige Grundlage für die Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit durch die Rechtspflege bildet,

eingedenk dessen, dass es wichtig ist, die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte in
der Rechtspflege als einen entscheidenden Beitrag zur Schaffung von Frieden und Gerechtigkeit und zur Be-
endigung der Straflosigkeit zu gewährleisten,

in der Erkenntnis, wie wichtig der Grundsatz ist, dass Personen, denen die Freiheit entzogen ist, abge-
sehen von den rechtmäßigen Einschränkungen, die aufgrund des Sachverhalts der Inhaftierung offenkundig
erforderlich sind, ihre unabdingbaren Menschenrechte und alle anderen Menschenrechte und Grundfreihei-
ten behalten,

daran erinnernd, dass die soziale Wiedereingliederung von Personen, denen die Freiheit entzogen ist,
zu den wesentlichen Zielen des Strafjustizsystems zählt und dass dabei so weit wie möglich sichergestellt
werden soll, dass Straftäter nach ihrer Rückkehr in die Gesellschaft ein gesetzestreues Leben führen und ih-
ren Lebensunterhalt bestreiten können,

im Bewusstsein der Notwendigkeit besonderer Wachsamkeit in Bezug auf die spezifische Situation von
Kindern, Jugendlichen und Frauen in der Rechtspflege, insbesondere während ihnen die Freiheit entzogen
ist, und ihrer Anfälligkeit für verschiedene Formen der Gewalt, des Missbrauchs, der Ungerechtigkeit und
der Erniedrigung,

in Anbetracht der spezifischen Situation und Bedürfnisse von früher mit Streitkräften oder bewaffneten
Gruppen verbundenen Kindern, die beschuldigt werden, angeblich völkerrechtliche Verbrechen begangen zu
haben, während sie mit diesen Streitkräften oder bewaffneten Gruppen verbunden waren,

370 Official Records of the General Assembly, Forty-seventh Session, Supplement No. 40 (A/47/40), Anhang VI.B.
371 Ebd., Sixty-second Session, Supplement No. 40 (A/62/40), Vol. I, Anhang VI. 
372 Ebd., Sixty-third Session, Supplement No. 41 (A/63/41), Anhang IV.
373 Ebd., Sixty-seventh Session, Supplement No. 41 (A/67/41), Anhang V.
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erneut erklärend, dass das Wohl des Kindes bei allen das Kind in der Rechtspflege betreffenden Be-
schlüssen, so auch bei Maßnahmen im Ermittlungsverfahren, ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichts-
punkt ist und auch bei allen das Kind betreffenden Fragen im Zusammenhang mit der Verurteilung seiner El-
tern oder gegebenenfalls seiner Vormünder oder Hauptbetreuungspersonen ein wichtiger Gesichtspunkt ist,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem jüngsten Bericht des Generalsekretärs374;

2. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem jüngsten Bericht der Hohen Kommissarin
der Vereinten Nationen für Menschenrechte über den Schutz der Menschenrechte von Jugendlichen, denen
die Freiheit entzogen ist375, und dem gemeinsamen Bericht des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung
und der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs über Gewalt gegen Kinder über die Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Kinder im System der Jugendgerichtsbarkeit376, die beide dem Menschenrechts-
rat vorgelegt wurden;

3. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass alle die Menschenrechte in der Rechtspflege betreffenden
Normen der Vereinten Nationen vollständig und wirksam angewandt werden;

4. fordert alle Mitgliedstaaten abermals auf, alles zu tun, um für wirksame Mechanismen und Ver-
fahren im Bereich der Gesetzgebung und in anderen Bereichen sowie für ausreichende Finanzmittel zu sor-
gen, damit die volle Anwendung dieser Normen gewährleistet ist;

5. bittet die Staaten, von der technischen Hilfe Gebrauch zu machen, die von den zuständigen Insti-
tutionen und Programmen der Vereinten Nationen angeboten wird, um die nationalen Kapazitäten und Infra-
strukturen auf dem Gebiet der Rechtspflege zu stärken;

6. appelliert an die Regierungen, die Rechtspflege als festen Bestandteil des Entwicklungsprozesses
in ihre nationalen Entwicklungspläne aufzunehmen und im Hinblick auf die Förderung und den Schutz der
Menschenrechte ausreichende Ressourcen für die Gewährung von Diensten rechtlicher Unterstützung bereit-
zustellen, und bittet die internationale Gemeinschaft, Anträgen auf finanzielle und technische Hilfe für die
Verbesserung und Stärkung der Rechtspflege zu entsprechen;

7. unterstreicht, dass es besonders notwendig ist, nationale Kapazitäten auf dem Gebiet der Rechts-
pflege aufzubauen, insbesondere durch die Reform des Justiz-, Polizei- und Strafvollzugssystems sowie die
Reform der Jugendgerichtsbarkeit, um in Postkonfliktsituationen stabile Gesellschaften und Rechtsstaatlich-
keit zu schaffen und zu bewahren, und begrüßt in diesem Zusammenhang die Rolle des Amtes des Hohen
Kommissars bei der Unterstützung der Einrichtung und der Tätigkeit von Mechanismen zur Unrechtsaufar-
beitung in Postkonfliktsituationen;

8. bekräftigt, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung
des Terrorismus ergreifen, auch im Rahmen der Rechtspflege, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht, insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem huma-
nitären Völkerrecht, im Einklang steht;

9. nimmt Kenntnis von der Arbeit der offenen zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe, die den
Auftrag hat, Informationen über bewährte Verfahren sowie innerstaatliche Rechtsvorschriften und geltendes
Völkerrecht sowie darüber auszutauschen, wie die bestehenden Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen
für die Behandlung von Gefangenen so überarbeitet werden können, dass sie den jüngsten Fortschritten in der
Strafvollzugswissenschaft und bewährten Verfahren Rechnung tragen, mit dem Ziel, der Kommission für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf ihrer zweiundzwanzigsten Tagung über ihre Fortschritte
Bericht zu erstatten, und bittet in dieser Hinsicht die Sachverständigengruppe, sich das Fachwissen des Büros
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und des Amtes des Hohen Kommissars
und anderer maßgeblicher Akteure zunutze zu machen;

374 A/67/260 und Add.1. 
375 A/HRC/21/26. 
376 A/HRC/21/25. 
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10. erinnert an das absolute Verbot der Folter im Völkerrecht und fordert die Staaten auf, dafür zu sor-
gen, dass Personen, denen die Freiheit entzogen ist, keine Haftbedingungen, Behandlung und Strafen erlei-
den, die einer grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe gleichkommen;

11. legt den Staaten eindringlich nahe, sich, soweit angezeigt, um eine Verringerung der Untersu-
chungshaft zu bemühen, unter anderem indem sie gesetzgeberische und Verwaltungsmaßnahmen und -kon-
zepte hinsichtlich der Voraussetzungen, Beschränkungen, Dauer und Alternativen der Untersuchungshaft be-
schließen, Maßnahmen zur Anwendung der bestehenden Rechtsvorschriften ergreifen und den Zugang zur
Justiz sowie zu rechtlicher Beratung und Hilfe sicherstellen;

12. legt den Staaten nahe, mit wirksamen Maßnahmen gegen die Überfüllung von Haftanstalten vor-
zugehen, unter anderem indem sie nach Möglichkeit vermehrt auf Alternativen zu Untersuchungshaft und
freiheitsentziehenden Strafen zurückgreifen und den Zugang zu rechtlicher Unterstützung und die Effizienz
sowie die Kapazität des Strafjustizsystems und seiner Einrichtungen verbessern;

13. legt den Staaten auch weiterhin nahe, bei der Ausarbeitung und Umsetzung einschlägiger Rechts-
vorschriften, Verfahren, Politiken und Aktionspläne den Grundsätzen der Vereinten Nationen für die Be-
handlung weiblicher Gefangener und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche Straffällige
(Bangkok-Regeln)368 gebührende Beachtung zu schenken, und bittet die zuständigen Mandatsträger der Son-
derverfahren, das Amt des Hohen Kommissars, das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung und alle anderen zuständigen Organisationen, diese Regeln bei ihren Aktivitäten zu be-
rücksichtigen;

14. erkennt an, dass alle Kinder und Jugendlichen, die mit dem Gesetz in Konflikt geraten, im Ein-
klang mit dem Völkerrecht und eingedenk der die Menschenrechte in der Rechtspflege betreffenden ein-
schlägigen internationalen Normen in einer ihren Rechten, ihrer Würde und ihren Bedürfnissen entsprechen-
den Weise zu behandeln sind, und fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die Rechte des
Kindes363 auf, die darin enthaltenen Grundsätze und Bestimmungen strikt einzuhalten;

15. legt den Staaten, die sich im Rahmen ihrer allgemeinen Bemühungen um Rechtsstaatlichkeit noch
nicht mit Kinderfragen befassen, nahe, dies zu tun und eine umfassende Politik der Jugendgerichtsbarkeit zu
erarbeiten und anzuwenden, mit dem Ziel, Jugendkriminalität zu verhüten und zu bekämpfen und unter an-
derem die Anwendung von Alternativmaßnahmen wie Diversion und ausgleichsorientierte Justiz zu fördern
und den Grundsatz einzuhalten, dass Freiheitsentziehung für Kinder nur dann anzuordnen ist, wenn alle an-
deren Möglichkeiten ausgeschöpft worden sind, und auch dann nur für die kürzeste angemessene Dauer, so-
wie nach Möglichkeit die Anordnung von Untersuchungshaft für Kinder zu vermeiden;

16. betont, wie wichtig es ist, in die Politik der Jugendgerichtsbarkeit Strategien für die Wiederein-
gliederung ehemals straffälliger Kinder aufzunehmen, namentlich durch Bildungsprogramme, damit diese ei-
ne konstruktive Rolle in der Gesellschaft übernehmen können;

17. legt den Staaten eindringlich nahe, alle notwendigen und wirksamen Maßnahmen zu ergreifen,
gegebenenfalls einschließlich Rechtsreformen, um alle Formen der Gewalt gegen Kinder im Justizsystem zu
verhüten und zu bekämpfen;

18. legt den Staaten außerdem eindringlich nahe, dafür zu sorgen, dass nach ihren Gesetzen und in der
Praxis für Straftaten, die von Personen unter 18 Jahren begangen wurden, weder die Todesstrafe noch eine
lebenslange Freiheitsstrafe ohne Möglichkeit der Haftentlassung noch eine Körperstrafe verhängt werden
können, und bittet die Staaten, zu erwägen, alle anderen Formen lebenslanger Freiheitsstrafe für Straftaten,
die von Personen unter 18 Jahren begangen wurden, aufzuheben;

19. legt den Staaten nahe, das Mindestalter für die Strafmündigkeit nicht zu niedrig anzusetzen, unter
Berücksichtigung der emotionalen, seelischen und geistigen Reife des Kindes, und verweist in dieser Hin-
sicht auf die Empfehlung des Ausschusses für die Rechte des Kindes, die Untergrenze für die Strafmündig-
keit ausnahmslos auf das absolute Mindestalter von 12 Jahren und danach weiter auf ein höheres Alter
hinaufzusetzen372;

20. legt den Staaten außerdem nahe, zur Verbesserung ihrer Rechtspflege sachdienliche Informatio-
nen über Kinder in ihrem Strafjustizsystem zu sammeln, unter Berücksichtigung des Rechts der Kinder auf
Privatsphäre, unter uneingeschränkter Achtung der einschlägigen internationalen Menschenrechtsüberein-
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künfte und eingedenk der anwendbaren internationalen Normen bezüglich der Menschenrechte in der
Rechtspflege;

21. betont, wie wichtig es ist, den Auswirkungen der Freiheitsentziehung von Eltern auf ihre Kinder
größere Aufmerksamkeit zu widmen, und nimmt gleichzeitig mit Interesse Kenntnis von der eintägigen all-
gemeinen Aussprache über die Lage der Kinder von Gefangenen, die der Ausschuss für die Rechte des Kin-
des am 30. September 2011 abhielt, sowie von dem zusammenfassenden Bericht über die am 8. März 2012
abgehaltene Ganztagssitzung des Menschenrechtsrats über die Rechte des Kindes377;

22. bittet die Regierungen, dafür zu sorgen, dass alle Richter, Anwälte, Staatsanwälte, Sozialarbeiter,
Einwanderungs- und Polizeibeamten sowie andere in Betracht kommende Berufsgruppen, einschließlich des
in internationalen Feldeinsätzen tätigen Personals, eine speziell auf sie zugeschnittene, interdisziplinäre
Schulung auf dem Gebiet der Menschenrechte erhalten, einschließlich antirassistischer, multikultureller, ge-
schlechtersensibler und kinderrechtlicher Aspekte;

23. legt den Regionalkommissionen, den Sonderorganisationen, den auf dem Gebiet der Menschen-
rechte, der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege tätigen Instituten der Vereinten Nationen und
anderen zuständigen Teilen des Systems der Vereinten Nationen, den zwischenstaatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen, einschließlich der nationalen Berufsverbände, die sich mit der Förderung der Normen
der Vereinten Nationen auf diesem Gebiet befassen, sowie anderen Bereichen der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der Medien, nahe, ihre Aktivitäten zur Förderung der Menschenrechte in der Rechtspflege wei-
terzuentwickeln;

24. lädt die Staaten ein, wenn sie es zu beantragen wünschen, von der technischen Beratung und Hilfe
auf dem Gebiet der Jugendstrafrechtspflege Gebrauch zu machen, die von den zuständigen Institutionen und
Programmen der Vereinten Nationen, insbesondere der Interinstitutionellen Gruppe für Jugendstrafrechts-
pflege, angeboten wird, um die nationalen Kapazitäten und Infrastrukturen auf dem Gebiet der Rechtspflege,
insbesondere der Jugendstrafrechtspflege, zu stärken;

25. bittet den Menschenrechtsrat und die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfle-
ge sowie das Amt des Hohen Kommissars, die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs über Gewalt gegen
Kinder und das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, ihre die Rechtspfle-
ge betreffenden Tätigkeiten weiter eng miteinander abzustimmen;

26. bittet das Amt des Hohen Kommissars und das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Ver-
brechensbekämpfung, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats ihre Tätigkeit zum Aufbau nationaler Kapazitä-
ten auf dem Gebiet der Rechtspflege, insbesondere in Postkonfliktsituationen, zu verstärken und in diesem
Kontext mit den zuständigen Sekretariats-Hauptabteilungen, namentlich dem Büro zur Unterstützung der
Friedenskonsolidierung, der Hauptabteilung Politische Angelegenheiten und der Hauptabteilung Friedenssi-
cherungseinsätze, zusammenzuarbeiten;

27. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Strukturen für die Rechtspflege und die Achtung der Rechts-
staatlichkeit und der Menschenrechte, namentlich in Postkonfliktsituationen, wieder aufzubauen und zu stär-
ken und damit einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung von Frieden und Gerechtigkeit und zur Beendigung
der Straflosigkeit zu leisten, und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, die systemweite Koordinie-
rung und Kohärenz der Programme und Aktivitäten der zuständigen Stellen des Systems der Vereinten Na-
tionen zu gewährleisten, namentlich über die Gruppe für Koordinierung und Ressourcen im Bereich Rechts-
staatlichkeit, die unter dem Vorsitz des Stellvertretenden Generalsekretärs steht und von der im Exekutivbüro
des Generalsekretärs angesiedelten Einheit für Rechtsstaatlichkeit unterstützt wird, und in Zusammenarbeit
mit der Kommission für Friedenskonsolidierung, auch im Bereich der Hilfe, die über die Feldmissionen der
Vereinten Nationen geleistet wird;

28. bittet die Staaten, im Rahmen des Mechanismus der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung und
in ihrer Berichterstattung gemäß den internationalen Menschenrechtsverträgen zu erwägen, die Frage der
Förderung und des Schutzes der Menschenrechte in der Rechtspflege zu behandeln;

377 A/HRC/21/31. 



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

715

29. bittet die zuständigen Mandatsträger der Sonderverfahren des Menschenrechtsrats sowie die zu-
ständigen Vertragsorgane, Fragen im Zusammenhang mit dem wirksamen Schutz der Menschenrechte in der
Rechtspflege, einschließlich der Jugendstrafrechtspflege, besondere Aufmerksamkeit zu widmen und nach
Bedarf konkrete diesbezügliche Empfehlungen zu unterbreiten, namentlich Vorschläge für Maßnahmen im
Rahmen der Beratenden Dienste und der technischen Hilfe;

30. bittet die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, zu erwägen, in Konsulta-
tion mit allen Mitgliedstaaten und in enger Zusammenarbeit mit allen zuständigen Institutionen der Vereinten
Nationen, insbesondere der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Gewalt gegen Kinder und dem Amt
des Hohen Kommissars, einen Katalog von Musterstrategien und praktischen Maßnahmen zur Beseitigung
der Gewalt gegen Kinder im Bereich der Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege zu erarbeiten;

31. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung und
dem Menschenrechtsrat auf seiner vierundzwanzigsten Tagung einen Bericht über die neuesten Entwicklun-
gen, Herausforderungen und vorbildliche Verfahren auf dem Gebiet der Menschenrechte in der Rechtspflege,
der auch eine Analyse des internationalen rechtlichen und institutionellen Rahmens für den Schutz aller Per-
sonen, denen die Freiheit entzogen ist, enthält, sowie über die vom System der Vereinten Nationen insgesamt
unternommenen Tätigkeiten vorzulegen;

32. beschließt, die Frage der Menschenrechte in der Rechtspflege auf ihrer neunundsechzigsten Ta-
gung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschenrechte“ weiter zu behandeln.

RESOLUTION 67/167

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/457/Add.2 und Corr.1, Ziff. 137)378.

67/167. Ausschuss für die Rechte des Kindes

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes379 und der dazugehörigen Fakultativ-
protokolle380,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs über den Stand des Übereinkommens381 und
dem Bericht des Ausschusses für die Rechte des Kindes382,

sowie Kenntnis nehmend von dem Ersuchen des Ausschusses in Anhang III seines Berichts,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 66/254 vom 23. Februar 2012 und 66/295 vom 17. September 2012
über den zwischenstaatlichen Prozess der Generalversammlung zur Stärkung und Verbesserung der wirksa-
men Arbeitsweise des Systems der Menschenrechtsvertragsorgane und in dieser Hinsicht feststellend, dass

378 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Albanien, Äquatorialguinea,
Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile,
Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Finnland, Frankreich, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Jordanien, Kenia, Kroatien, Libanon,
Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Montenegro, Namibia, Neuseeland,
Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Sambia, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien, Slowakei, Slowenien, Südsudan, Thailand, Togo, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigte Republik Tansania und Zypern. 
379 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121;
LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
380 Ebd., Vol. 2171 und 2173, Nr. 27531, und Resolution 66/138, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl.
2008 II S. 1222; LGBl. 2013 Nr. 164; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006 5441 (Protokoll gegen Kinderhandel); dBGBl. 2004 II
S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579 (Protokoll über Kinder in bewaffneten Konflikten);
dBGBl. 2012 II S. 1546 (Protokoll zum Mitteilungsverfahren).
381 A/67/225.
382 Official Records of the General Assembly, Sixty-seventh Session, Supplement No. 41 (A/67/41).




